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Parteistellung im Verfahren nach § 31 PSG 
 
Ein ehemaliger Vorsitzender des Stiftungsvorstands hat  keine Parteistellung bei der Bean-
tragung einer Sonderprüfung, da er materiell nicht b eschwert ist.  

 

PSG: § 31 
AußStrG: § 2 
 

OGH 14.01.2010, 

6 Ob 234/09v 

 

Spruch 

Der Revisionsrekurs wird zurückge-
wiesen. 

Rechtliche Beurteilung 

Entgegen dem - den Obersten Ge-
richtshof nicht bindenden (§ 71 Abs 1 
AußStrG) - Ausspruch des Rekursge-
richts ist der ordentliche Revisionsre-
kurs nicht zulässig: 

Das Rekursgericht hat seinen Zuläs-
sigkeitsausspruch damit begründet, es 
fehle Rechtsprechung des Obersten 
Gerichtshofs zur Frage der Parteistel-
lung im Verfahren nach § 31 PSG. 

1. Nach § 31 PSG kann jedes Stif-
tungsorgan und jedes seiner Mitglie-
der zur Wahrung des Stiftungszwecks 
bei Gericht die Anordnung einer 
Sonderprüfung beantragen. § 45 
GmbHG sieht eine gleichlautende 
Befugnis für bestimmte Gesellschaf-
ter einer Gesellschaft mit beschränk-
ter Haftung vor (Bestellung von Revi-
soren), § 118 AktG für die Aktionäre 
einer Aktiengesellschaft, sofern ihre 
Anteile eine bestimmte Mindestquote 
des Grundkapitals erreichen (Bestel-
lung von Prüfern). 

1.1. Nach jüngerer, jedoch völlig 
herrschender Auffassung in der ge-
sellschaftsrechtlichen Literatur schüt-
zen all diese Bestimmungen das Inte-
resse der juristischen Person, weshalb 
am Verfahren zur Bestellung der 
Sonderprüfer, Prüfer und Revisoren 
zwar jeweils die juristische Person 
und der Antragsteller beteiligt sind, 
nicht jedoch die übrigen Gesellschaf-
ter, das vertretungsbefugte Organ 
oder ein Mitglied desselben (Reich-
Rohrwig, Spezielle Fragen der Buch-
einsicht und der Sonderprüfung bei 
der GmbH, JBl 1987, 426; S. Schmidt 
in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG 

[2003] § 118 Rz 28; Gellis/Feil, 
GmbH-Gesetz6 [2006] § 45 Rz 8; 
Koppensteiner/Rüffler, GmbHG³ 
[2007] § 45 Rz 12; N. Arnold, PSG² 
[2007] § 31 Rz 8; Enzinger in Strau-
be, GmbHG [2008] § 45 Rz 12). 

1.2. Diese Auffassung entspricht auch 
der Rechtsprechung des Obersten 
Gerichtshofs (HS 6606/11; 6 Ob 
10/82 SZ 56/19; ebenso OLG Wien 
NZ 1993, 285). 

1.3. Sowohl N. Arnold (PSG² [2007] 
§ 31 Rz 8) als auch Enzinger (in 
Straube, GmbHG [2008] § 45 Rz 12) 
haben bereits dargelegt, dass sich an 
dieser Rechtslage auch durch das 
Inkrafttreten des Außerstreitgesetzes 
idF BGBl I 2003/111 nichts geändert 
hat. Durch dessen § 2 sei zwar der 
Parteibegriff des Verfahrens außer 
Streitsachen neu geregelt worden, die 
übrigen Gesellschafter, das vertre-
tungsbefugte Organ und dessen Mit-
glieder würden durch die Entschei-
dung des Gerichts jedoch nicht be-
troffen. 

1.4. Der Oberste Gerichtshof hat erst 
jüngst (6 Ob 45/09z) zu § 2 AußStrG 
neu klargestellt, dass auch im Verfah-
ren außer Streitsachen nur derjenige 
rechtsmittellegitimiert ist, der durch 
die bekämpfte Entscheidung (formell 
oder materiell) beschwert ist. Formel-
le Beschwer liegt vor, wenn die Ent-
scheidung von dem ihr zugrundelie-
genden Antrag des Rechtsmittelwer-
bers zu seinem Nachteil abweicht. 
Die formelle Beschwer reicht aber 
nicht immer aus. Der Rechtsmittel-
werber muss auch materiell be-
schwert sein. Materielle Beschwer 
liegt vor, wenn die rechtlich ge-
schützten Interessen des Rechtsmit-
telwerbers durch die Entscheidung 
beeinträchtigt werden (RIS-Justiz 
RS0041868, RS0006641). Es muss 

ein subjektives Recht betroffen sein, 
nicht nur wirtschaftliche, ideelle oder 
sonstige Interessen (RIS-Justiz 
RS0006497 [T2, T7]). Dies ist nicht 
abstrakt, sondern bezogen auf die 
konkrete Stellung einer Verfahrens-
partei in dem einzelnen zu entschei-
denden Fall zu beurteilen (6 Ob 
289/07d mwN). 

2. Der ehemalige Vorsitzende des 
Stiftungsvorstands setzt sich in sei-
nem Revisionsrekurs mit all diesen 
Argumenten, auf die sich zum Teil 
bereits das Rekursgericht bei Zu-
rückweisung seines Rekurses gestützt 
hat, mit keinem Wort auseinander. 
Sein Rechtsmittel erschöpft sich ar-
gumentativ vielmehr darin, dass ihm 
„das Erstgericht offenkundig Partei-
stellung zuerkennen wollte", dass 
„wenn sich ein Beschluss auch an 
eine bestimmte Person richtet, so hat 
diese jedenfalls in formeller Hinsicht 
Parteistellung" sowie „dass in mate-
rieller Hinsicht [seine] Parteistellung 
[sich] aus dem Inhalt des [erstinstanz-
lichen] Beschlusses [ergibt], da bei-
spielsweise namentlich die Unterfer-
tigung des Abtretungsvertrags vom 2. 
2. 2006 durch den [Revisions-
]Rekurswerber überprüft werden 
solle". Da es allerdings a) nicht in der 
Macht des Erstgerichts steht, einer 
Partei Parteistellung zuzuerkennen, 
wenn eine solche tatsächlich nicht 
gegeben ist, b) formelle Beschwer 
auch vor dem Hintergrund des § 2 
AußStrG allein nicht ausreicht und c) 
durch eine Sonderprüfung die Interes-
sen der Privatstiftung geschützt wer-
den sollen, die Bestellung von Son-
derprüfern jedoch nicht unmittelbar in 
die rechtlich geschützte Stellung des 
ehemaligen Vorsitzenden des Stif-
tungsvorstands eingreift, war dessen 
Revisionsrekurs zurückzuweisen. 


